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1 Einleitung 

 

1.1  Vorbemerkung 

Im Folgenden soll die Situation der „Regenwasserbehandlung“ in Baden-Württem-

berg unter verschiedenen Aspekten beleuchtet werden und die aktuellen Herausfor-

derungen dargestellt werden. 

1.2 Stand der Abwasserbeseitigung 

Der zielgerichtete und zügige Ausbau der Abwasseranlagen in Baden-Württemberg 

hat zu einem hohen Anschlussgrad an die Kanalisation und an kommunale mecha-

nisch-biologische Abwasserbehandlungsanlagen von über 99 % geführt. 

In Baden-Württemberg sind etwa 72.000 Kilometer öffentliche Kanäle verlegt. Rund 

70 % davon sind Mischwasserkanäle; daneben kommen mit regionalen Schwerpunk-

ten Trennsysteme zum Einsatz.  

Der Ausbaugrad bei den Regenbecken beträgt aktuell 95%. 

2 Aspekte zur Regenwasserbehandlung 

2.1  Bedeutung für die Gewässergüte 

Die stoffliche Belastung der Oberflächengewässer durch die Siedlungsentwässerung 

entsteht durch Kläranlageneinleitungen, Mischwasserentlastungen sowie durch Re-

genwasser, das von verunreinigten Oberflächen abgeleitet wird.  

Wird Regenwasser im Trennsystem abgeleitet, findet derzeit häufig keine Behand-

lung statt. Im Mischsystem wird Regenwasser teilweise der Kläranlage zugeführt, 

teilweise vermischt mit Schmutzwasser in die Gewässer abgeleitet. Die Relevanz der 

einzelnen Stoffströme unterscheidet sich je nach betrachtetem Stoff bzw. betrachte-
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ter Stoffgruppe beim Misch- und Trennsystem erheblich. Wenn auch bei der Quanti-

fizierung der einzelnen Stoffströme in der Literatur unterschiedliche Angaben zu fin-

den sind, so zeigt sich doch übereinstimmend, dass die Mischwasserentlastungen, 

was den organischen Anteil anbelangt, im Vordergrund stehen. Gleiches gilt für den 

Parameter Phosphor. Bei einigen Schwermetallen ergibt sich das gegenteilige Bild. 

Eine Behandlung von Einleitungen ist daher grundsätzlich bei jedem der beiden 

„konkurrierenden“ Entwässerungssysteme notwendig. 

Aufgrund der hohen Leistungsfähigkeit der Kläranlagen wird bei einigen Parametern, 

wie z. B. bei der organischen Belastung, die Mischwasserentlastung zum dominie-

renden Faktor, während z. B. bei den Nährstoffen Phosphor und Stickstoff die Klär-

anlagenabläufe im Vordergrund stehen. Dies gilt insbesondere wenn eine Einleitung 

nur in kleine, abflussschwache Gewässer möglich ist.  

Neuere Untersuchungen zum Stoffeintrag von prioritären Stoffen nach EG-

Wasserrahmenrichtlinie zeigen, dass bei einigen Stoffen die Austräge über die 

Misch- bzw. Regenwasserentlastungen nicht zu vernachlässigen sind.  

2.2 Naturverträgliche Regenwasserbewirtschaftung 

Das Land Baden-Württemberg verfolgt seit mehr als 15 Jahren mit den Elementen 

von modifizierten Entwässerungsverfahren (z. B. dezentrale Versickerung, Gründä-

cher, Regenwassernutzung und getrennte Ableitung von nicht behandlungsbedürfti-

gem Niederschlagswasser, Minimierung der Versiegelung) das Ziel, Niederschlags-

wasser „in der Fläche zu halten“ und dadurch auch die Abwasseranlagen zu entlas-

ten. Insbesondere bei Planung und Erschließung von Neubaugebieten sollen diese 

Ansätze auf breiter Basis umgesetzt werden.  

Durch die Änderungen im Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) wurde bereits 

1998 die naturverträgliche Regenwasserbewirtschaftung mit Versickerung oder ge-

trennter Ableitung von Niederschlagsabflüssen in die gesetzlichen Vorgaben für Ba-

den-Württemberg integriert. Das WHG weist in § 55 Abs. 2 den gleichen Weg. Die 

Zielrichtung dieser Vorgaben würde allerdings verkannt, wenn diese als Forderung 

nach „klassischen“ Trennsystemen interpretiert werden würden. Vielmehr ist ein dif-

ferenzierter Ansatz zu verfolgen, bei dem Teilströme je nach Verschmutzungsgrad 

unterschiedlich abgeleitet und behandelt werden.  
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2.3 Regenbecken 

Der vollständige Ausbau der Regenwasserbehandlung stellt eine wichtige Kompo-

nente des Gewässerschutzkonzeptes des Landes dar. 

Mit dem Bau von Regenbecken wurde bereits in den 1970-er Jahren begonnen. Der 

Ausbaugrad ist auch in den vergangenen Jahren stetig angestiegen. Ende des Jah-

res 2014 war in ca. 7.000 Becken ein Volumen von etwa 3,7 Mio. m³ realisiert. Diese 

Zahl enthält nicht das Volumen von Regenrückhaltebecken im Kanalnetz. Der lan-

desweite Ausbaugrad beträgt 95 %.  

Die Investitionen für die noch zu erstellenden Volumina können mit rund 200 bis 300 

Mio. € abgeschätzt werden. Der „Restausbau“ der Regenwasserbehandlung ist Teil 

des Bewirtschaftungsplanes nach EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) als „grundle-

gende Maßnahme“. 

 

Berechnungen und Nachweise im Bereich der Regenbehandlung basieren auf dem 

Versuch einer möglichst genauen Abbildung eines derzeitigen Zustandes und einer 

Prognose mit einer Reihe von nicht kalkulierbaren Unwägbarkeiten z. B. bei dem rea-

len örtlichen Niederschlagsgeschehen. Nur die Kenntnis des tatsächlichen Verhal-

tens der Anlagen erlaubt dem Betreiber letztlich eine Erfolgskontrolle von Planung 

und Investitionen. Hierzu ist es notwendig, Messeinrichtungen einzubauen. Das Ent-

lastungsverhalten (definiert anhand der Kriterien Entlastungsdauer und -häufigkeit) 

kann auch Aufschluss über vorhandene Reserven geben und so einen effektiven 

Mitteleinsatz für den weiteren Ausbau der Regenwasserbehandlung unterstützen. 

Das Entlastungsverhalten soll insbesondere an wasserwirtschaftlich bedeutsamen 

Anlagen erfasst werden. Derzeit werden in Baden-Württemberg an ca. 1/3 der Re-

genbecken Messdaten erfasst. Bei oftmals aus wirtschaftlichen Aspekten (kostenop-

timierter Personaleinsatz zur Erfüllung der Mindestinspektion der Anlagen)  über 

Fernübertragungs- und Fernwirktechnik betriebenen Anlagen bestehen günstige Vo-

raussetzungen für eine Erweiterung mit dem Ziel einer systematischen Dokumenta-

tion. 

 

Die Erkenntnis, dass die besten Anlagen ihre Wirkung nicht voll entfalten können, 

wenn der Betrieb nicht optimal gestaltet wird, war eine wesentliche Antriebsfeder in 

Baden-Württemberg mit Kläranlagennachbarschaften und der Klärwärterfortbildung 

zu beginnen. Mittlerweile ist dieses System auch im „Kanalbereich“ etabliert. Nicht 
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zuletzt der Leistungsvergleich hat entscheidende Impulse zur Weiterentwicklung des 

Kläranlagenbetriebs gegeben. Es wäre wünschenswert, wenn für den Bereich der 

Kanalisation und insbesondere für den Bereich der Regenwasserbehandlungsanla-

gen, Vergleichbares auf die Beine gestellt werden könnte.  

2.4  Gewässerbezogene Betrachtung 

Bis zur WHG-Novelle des Jahres 2002 zur Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtli-

nie (WRRL) in nationales Recht bildeten im Wesentlichen nach dem Emissionsprin-

zip abgeleitete Anforderungen an siedlungsbedingte Einleitungen die wesentlichen 

rechtlichen Grundlagen der Siedlungsentwässerung. Diese wurden im Einzelfall 

durch weitergehende, gewässerbezogene Anforderungen ergänzt. Mit der Umset-

zung der EG-Wasserrahmenrichtlinie, den dort formulierten Gewässer-Qualitätsziele 

(„guter Zustand“) wurde der kombinierte Ansatz aus Emissions- und Immissionsan-

forderungen etabliert. 

Um die Gewässerziele zu erreichen, sind je nach den Gegebenheiten im Wasserkör-

per im WRRL-Maßnahmenprogramm auch weitergehende Anforderungen an die Ein-

leitung vom Niederschlagswasser enthalten, wie z.B. Vergrößerung des Beckenvolu-

mens oder die Anordnung von Retentionsbodenfiltern. Diese Maßnahmen sind als 

„ergänzende Maßnahmen“ Teil der Maßnahmenprogramme. 

2.5  Weiterentwicklung des Standes der Technik 

Auf nationaler Ebene sind zurzeit die Mindestanforderungen an Einleitungen aus 

kommunalen und industriellen Kläranlagen bundeseinheitlich in der Abwasserverord-

nung definiert. Anforderungen an Misch- und Regenwassereinleitungen sind bislang 

noch nicht enthalten, so dass hier u.a. dem DWA-Regelwerk eine besondere Bedeu-

tung zukommt. 

Im Rahmen von Überlegungen zur Weiterentwicklung der Abwasserverordnung wird 

derzeit geprüft, ob ein Anhang Niederschlagswasser erarbeitet wird und wie dieser 

aussehen könnte. Angedacht ist in Abhängigkeit von der Behandlungsbedürftigkeit 

einen differenzierten Ansatz zu wählen und damit die Notwendigkeit einer Behand-

lung des Niederschlagswassers festzulegen. 

2.6  Weiterentwicklungen bei der Anlagentechnik 

Bei den zentralen Anlagen stellt die Weiterentwicklung der Retentionsbodenfilter ei-

nen wesentlichen Fortschritt im Hinblick auf eine weitergehende Niederschlagswas-
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serbehandlung dar. Der in einigen Projekten erfolgreiche Einsatz von Schrägklärern 

verspricht eine Erweiterung der technischen Möglichkeiten bei besonderen Verhält-

nissen vor Ort. Eine Reduzierung der Belastung der Gewässer aus Entlastungsanla-

gen kann vor allem in großen Netzen auch durch eine optimierte Steuerung im Ver-

bund mit anderen Regenüberlaufbecken erfolgen. 

3 Bewertung und Ausblick 

Obwohl die Kommunalabwasserrichtlinie dem Niederschlagswasser nur eine Fuß-

note einräumt, kommt Fragen der Regenwasserbehandlung aktuell eine hohe Be-

deutung zu, da 

 nach dem weitgehenden Ausbau der Kläranlage die Regenwassereinleitun-

gen als Belastungsquelle in den Vordergrund getreten sind, 

 zur Erreichung der Ziele der EG-Wasserrahmenrichtlinie der Restausbau bzw. 

der weitergehende Ausbau der Niederschlagswasserbehandlung ein wichtiger 

Baustein ist, 

 im Bereich der Verbesserung des Betriebes und der Optimierung der Anlagen 

deutliche Handlungsmöglichkeiten und ein weiterer Handlungsbedarf besteht.  
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